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RAMÓN Galindo Noriega 

Mexikanischer Senator will  
Städte stärken
Interview: David Parks

Föderationen: Was waren ihre Erfahrungen 
mit lokaler Regierungsführung als Bürger-
meister und als Abgeordneter?

Senator Galindo: Während meiner gesam-
ten politischen Karriere – als Bürgermeister 
von Ciudad Juarez, als Abgeordneter im 
Parlament von Chihuahua und als Senator 
im mexikanischen Kongress – habe ich das 
Glück gehabt, aus erster Hand zu erfahren, 
welches riesige Bedürfnis in Mexiko – 
genauso wie in anderen Ländern – besteht, 
die lokalen Gemeinschaften und die ihnen 
am nächsten stehenden Behörden, die 
Gemeinden, zu stärken.

In meiner Eigenschaft als Bürgermeister 
der aufstrebenden Stadt Ciudad Juarez, 
deren wirtschaftliche Aktivitäten und 
immense Produktivität – sogar international 
– sehr bekannt sind, wurde ich mit einer 
unglücklichen Tatsache konfrontiert : 
Nämlich dass lokale Gemeinschaften und 
das ihnen am nächsten stehende Regie-
rungsniveau, die Lokalbehörden, unter 
ihrer Stellung in einer zentralistischen 
Struktur leiden. Paradoxerweise spricht 
man von Mexiko als einer Föderation, 
obwohl während der gesamten Geschichte 
die Macht immer im Zentrum konzentriert 
war – von der Macht zur Entschei-dungsfin-
dung, die Grundaspekte der lokalen 
Entwicklung betrifft, bis zur gesamten 
Einkommensverteilung der Nation.

Hier (in Mexiko) entscheidet die 
Bundesebene, wozu die Einnahmen aus 
lokaler Wirtschaftstätigkeit verwendet wer-
den. In Wahrheit haben also die Gemeinden 
keinerlei Möglichkeit, ihre wirtschaftliche 
oder soziale Entwicklung selber zu bestim-
men.  Tatsächlich müss en sich die 
Lokalbehörden damit begnügen, kosme-
tische Arbeiten vorzunehmen: Unterhalt 
von Straßen, Parks und anderen öffent-
lichen Plätzen, Straßenbeleuchtung, 
Abfallbeseitigung, präventive Polizeiarbeit, 
Verkehrsmittel und so weiter. Es ist ihnen 
unmöglich, einen Beitrag zu leisten oder 
auch nur eine Meinung abzugeben, wenn 
es um die Hauptfaktoren der Verbesserung 
der Lebensqualität aller Bürger geht, wie 

etwa Beschäftigung und soziale Wohlfahrt, 
Gesundheit und bescheidene medizinische 
Fürsorge, Erziehung, Wohnungsbau und 
Strafverfolgung.
Deswegen war es immer mein Ziel, 
Strategien und institutionelle Mittel zu fin-
den, zu fördern und umzusetzen, die 
Mexikos Lokalbevölkerung und seinen 
Behörden, also den Gemeinden und 
Gemeinderäten, eine stärkere Geltung 
verschaffen.

Föderationen: Mit welchen die Gemeinde 
betreffenden Angelegenheiten haben Sie 
während Ihrer Karriere als Gesetzgeber zu 
tun gehabt?

Senator Galindo:  In meinem Amt als 
Abgeordneter in der 59. Session des mexi-
kanischen Kongresses (vom 1. September 
2003 bis zum 31. August 2006) hatte ich den 
Vorsitz in der Kommission zur Stärkung des 
Föderalismus. Wir drängten auf Reformen 
zum Ausbau der exklusiven Kompetenzen 
in den Gemeinderäten, mit dem Ziel, auf 
die Verschiedenheit der Gemeinden 
Rücksicht zu nehmen. Das bedeutet, dass in 
verschiedenen Situationen eben verschie-
dene Ansätze angewendet werden. Andere 
Ziele waren die folgenden:
l	 Regulierung der intergouvernementalen 

Beziehungen und eine Aufteilung der 
Funktionen und Kompetenzen nach 
den Prinzipien der Subsidiarität (gemäß 
welchem öffentliche Dienste wenn mög-
lich von jener staatlichen Ebene erbracht 
werden, die dem Bürger am nächsten 
ist) und des kooperativen Föderalismus;

l	 Aufbau einer umfassenden strate-
g i s c h e n  P l a n u n g  u n d  e i n e s 
professionellen öffentlichen Dienstes;

l	 E v a l u a t i o n  d e r  E f f i z i e n z  v o n 
Lokalbehörden mittels Leistungs-indi-
katoren und

l	S tärkung des lokalen Fiskus durch 
Steuererhebung.

Wir waren auch bestrebt, das Verbot einer 
Wieder wahl der Bürgermeister und 
Lokalräte abzuschaffen, respektive diese 

P rak   t iker     im   G espräch     

Mexiko, der Bundesstaat 
Nordamerikas mit der zweitgrößten 
Bevölkerung, hatte lange eine 
Tradition der ausgeprägten 
Zentralregierung. Mit dem Resultat, 
dass sowohl Gliedstaaten als auch 
Lokalbehörden stark von oft nur für 
bestimmte Projekte vorgesehenen 
Transferzahlungen der 
Zentralegierung abhingen.

Auf diesen Seiten der Zeitschrift 
kommen Praktiker zu Wort, hier der 
mexikanische Senator RAMON 
GALINDO NORIEGA, der den 
Gliedstaat Chihuahua im 
mexikanischen Senat repräsentiert. 
Unter anderem spricht Senator 
Galindo über seine Erfahrungen als 
Stadtbürgermeister, und wie diese 
ihn auf seine Funktion als Chef der 
Senatskommission für 
Gemeindeentwicklung vorbereitet 
haben. Bevor er in den Senat gewählt 
wurde, saß Senator Galindo von 
2000 bis 2006 im 
Abgeordnetenhaus, wo er den Vorsitz 
über die Kommission für 
Föderalismus führte. Vor seinen 
Bundesämtern war er von 1995 bis 
1997 Bürgermeister von Ciudad 
Juarez; von 1992 bis 1995 Direktor für 
Sozialentwicklung in Ciudad Juarez 
und von 1989 bis 1992 Abgeordneter 
im Parlament von Chihuahua.

Senator Galindo ist amtlich 
zugelassener öffentlicher Buchhalter 
mit einem Master in Planung und 
Tourismus der  University of Surrey / 
Großbritannien.

*Das Interview mit Senator Galindo 
führte David Parks, Direktor der 
Nordamerika-Programme beim 
Forum of Federations.
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Entscheidung den Lokalbehörden zu über-
lassen, und haben mehr Transparenz beim 
Gebrauch öffentlicher Mittel gefordert sowie 
die bürgerliche Teilnahme an Entwicklungs-
planung akzentuiert. Wir be-vorzugen dabei 
Instrumente wie Plebiszite, Referenden, 
Volkskonsultationen oder öffentliche 
Debatten.
Jetzt, in der (laufenden) 60. Session des 
Kongresses, präsidiere ich im Senat die 
Kommission für Gemeindeentwicklung, wo 
wir uns genauer mit den notwendigen 
Novellierungen im mexikanischen Recht 
befassen.

Föderationen: Was sind für Sie die wich- 
tigsten Reformen der lokalen Regier- 
ungsführung?

S e na t o r  G al i n d o :  E s  g i b t  ü b e r  3 0 
Anpassungen, sowohl in der Verfassung wie 
auch bei Gesetzen. Dabei stützt sich die 
Entwicklung lokaler Gemeinschaften auf 
drei Säulen ab. Die erste ist die Umsetzung 
des Subsidiaritätsprinzips als unumkehr-
bare Grundlage und Zweck staatlicher 
Beziehungen zw ischen Föderation, 
Gliedstaaten,  G emeinden und dem 
Bundesdistrikt. Die zweite Säule ist eine 
Delegation der Entscheidungskompetenz 
ü b e r  W a h l  u n d  W i e d e r w a h l  d e r 
Gemeinderäte an die Legislaturen der 
Gliedstaaten. Die dritte Säule besteht in 
einer ausgeglichenen Fiskalpolitik, die den 
Gemeinden einen Teil der vom Bundesstaat 
erhobenen Steuern zusichert.

Föderationen: Was bedeutet Subsidiarität?

Senator Galindo:  Subsidiarität ist ein 
Prinzip, welches in Verbindung mit koopera-
tivem Föderalismus versucht, jede der 
staatlichen Ebenen für jene Aufgaben und 
Funktionen verantwortlich zu machen, bei 
denen sie am produktivsten ist. Subsidiarität 
geht von der Prämisse aus, dass die Behörde, 
die sich am nächsten bei Gemeinschaften 
und Individuen befindet, mit der Erbringung 
von öffentlichen Leistungen, die deren 
Entwicklung, Wohlfahrt und Lebensqualität 
direkt betreffen, beauftragt wird. Diese 
Behörden sind nun eben prinzipiell die 
Gemeinden.

Die gliedstaatliche Ebene muss sich fol-
gerichtig nur mit Aufgaben befassen, denen 
die Gemeinden nicht gewachsen sind, und 
der Bundesstaat wiederum hat nur jene 
Funktionen zu erfüllen, die weder von den 
Gliedstaaten noch den Gemeinden erfüllt 
werden können.

Schließlich sind es großartige, produk-
tive und wettbewerbsfähige Städte, die 
Länder großartig, produktiv und wettbe-
werbsfähig machen.

Föderationen: Warum wollen Sie die 
Wieder wahl von Gemeindebeamten 
erlauben?

Senator Galindo: Mein Vorschlag zielt weni-
ger auf eine Erlaubnis der Wiederwahl 
lokaler Amtsträger in den Gemeinderäten 

ab, sondern würde vielmehr das Verbot der 
Wiederwahl aus der Verfassung nehmen, 
sodass eine aufrichtige Debatte stattfinden 
kann über die Frage, ob in einem bestimm-
ten Gliedstaat die Wiederwahl erlaubt sein 
soll oder nicht. Die Debatte soll dort stattfin-
den, wo die Konsequenzen der Entscheidung 
für oder gegen die Wiederwahl spürbar sind.

Sowohl Spezialisten in diesem Bereich 
als auch internationale Erfahrung weisen 
darauf hin, dass die Kontinuität von 
Gemeinschaftsprojekten und -programmen 
sowie eine professionelle Bürokratie am bes-
ten dadurch gesichert werden, dass die 
Amtszeit verlängert werden kann, wenn die 
Leistung zufriedenstellend war. Die gegen-
wärtige Situation bedeutet, dass ein 
Bürgermeister am Ende seiner Amtszeit 
gehen muss – unabhängig von seiner 
Effizienz, Verantwortung und Ehrlichkeit. 
Das geschieht alle drei Jahre, führt zu einem 
Mangel an Kontinuität bei Projekten und 
bringt Leute an die Macht, die gerade erst 
angefangen haben zu verstehen, was 
Gemeindefunktionen und öffentliche 
Dienste bedeuten. Und sobald sie es verste-
hen, nämlich nach drei Jahren, ist ihre Arbeit 
auch schon wieder von einem Regie-rungs-
wechsel bedroht.

Die Möglichkeit der Wiederwahl würde 
den Behörden nicht größere Macht geben, 
sondern vielmehr den Bürgern eine bessere 
Auswahl erlauben. Somit würden die 
Amtsträger auch weniger um Direktiven von 
Seiten ihrer Parteien oder des Bundesstaates, 
sondern mehr um Verantwortlichkeit gegen-
über der Wählerschaft besorgt sein. Kurz 
gesagt würde es einen Machttransfer an das 
Volk bedeuten.

Föderationen: Braucht Mexiko ein ausgegli-
cheneres Steuersystem für die mexika- 
nischen Gemeinden? Wenn ja, wie soll es 
funktionieren?

Senator Galindo: In Sachen Steuergleichheit 
haben wir versucht, ein partizipatives 
Finanzierungssystem anzuwenden, das den 
Gemeinden ein Mitbestimmungsrecht an 
ihrer eigenen Entwicklung gewährt – und 
damit auch an der Entwicklung der Nation. 
Der Produktivitätsindex einer bestimmten 
Gemeinde soll den Betrag beeinflussen, den 
es als Teilnehmer an einem föderalen System 
erhält – was auch die internationale Er-fah-
rung in Ländern mit einer föderalen 
Tradition suggeriert.

Es macht keinen Sinn für den Bun-des-
staat, der die Mehrwerts-, die Einkommens- 
und die proportionale Unternehmenssteuer 
eintreibt, unilateral über deren Verwendung 
zu entscheiden, ohne dass die Gemeinden 
einen Teil davon direkt erhalten. Es ist uner-
lässlich, dass die Gemeinden Gelder 
erhalten proportional zu ihrem an den 
Bundesstaat geleisteten Beitrag; dieser ist 
das  Resultat  ihrer  w ir tschaft l ichen 
Aktivitäten, die sich ja dann in den Steuern 
a u f  K o n s u m  u n d  E i n k o m m e n 
niederschlagen.

Sobald die Gemeinden einen Prozentsatz 
der Steuern auf Konsum und/oder Ein-

kommen erhalten, werden sie zusammen 
mit den lokalen Gemeinschaften zu einer 
treibenden Kraft der Volkswirtschaft, dank 
der natürlichen Logik, wonach ganz anders 
als jetzt ein Teil ihrer Steuern vor Ort bleibt. 
Das Gemeindebudget hat keine wie auch 
immer geartete Beziehung zur lokalen 
Wirtschaft; das ist ein sehr teurer Fehler, da 
es zu permanenter Abhängigkeit von der 
Zentralregierung ermutigt. Aber eine noch 
schlimmere Folge ist der Teufelskreis aus tie-
fem Steuererhebungsniveau, ungenügenden 
öffentlichen Investitionen, eingeschränkter 
oder schlechter Qualität der öffentlichen 
Dienste, Verbrechen, Überbevölkerung und 
Armut.

Föderationen: Wie sind Sie vorgegangen, um 
für Ihre Vorschläge im Rahmen der Regie-
rungsreform zu werben?

Senator Galindo: Im Rahmen des Gesetzes 
zur Staatsreform (Ley de reforma de Estado), 
für das die Exekutivkommission für die 
Verhandlung und Schaffung von Abkommen 
(Comisión Ejecutiva de Negociación y 
Construcción de Acuerdos, CENCA) gebil-
det wurde, wurden die Reformen ver- 
schiedener Elemente, also auch des 
Föderalismus, diskutiert. Ich habe an den 
Gesprächen teilgenommen mit dem Ziel, 
eine Stärkung der Gemeinden durch ver-
schiedene Initiativen zu erreichen.

Mit einigem Stolz kann ich bestätigen, 
dass die von uns vorgestellten Reformen zu 
denen gehören, die den höchsten Grad an 
Konsens erzielt haben. Dabei geht es um die 
Aufnahmen der Prinzipien von Subsidiarität 
und kooperativem Föderalismus in den 
Leitfaden für intergouvernementale 
Beziehungen; die Aufhebung des expliziten 
Verbots der Wiederwahl von lokalen 
Amtsträgern; Anerkennungen lokaler 
Verschiedenheiten; die Möglichkeit für 
Gemeinden, internationale Abkommen zu 
schließen; Anerkennung der Gemeinden als 
eine zu den Gliedstaaten gehörende 
Regierungsebene;  Transparenz und 
Rechenschaftspflicht; partizipative Demo-
kratie; professionelle lokale öffentliche 
Dienste und Vereinigungsfreiheit mit dem 
Ziel, die Entwicklung und Erbringung öffent-
licher Dienste zu fördern.

Gegenwärtig warten die CENC A-
Initiativen auf ihre Lesung im Plenum der 
beiden Kongress-Kammern. Obwohl das 
letzte Wort also noch nicht gesprochen ist, 
sind wir zuversichtlich, dass sie bald ange-
nommen werden und ein neues Kapitel im 
Leben der Regierung Mexikos eröffnen.

Föderationen:  Mit welchen Heraus- 
forderungen sehen sich moderne Ge- 
meinden in Mexiko konfrontiert?

Senator Galindo: Mexikos Gemeinden ste-
hen mit ihren Gemeinderäten vor der 
Aufgabe, wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung lokal zu fördern. Ebenfalls müs-
sen sie verlangen, dass man ihnen ihre 
Kompetenzen und Verantwortungen 
zurückgibt. Die Gemeinden müssen in der 
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Lage sein, ihre Bürger zu Kreativität zu ermu-
tigen, Transparenz und Rechenschaftspflicht 
zu stärken und umfangreiche Planungsarbeit 
zu leisten.

Ich würde sagen, dass es gegenwärtig 
zwei Arten von Herausforderungen für die 
Gemeinden Mexikos gibt: Einerseits muss 
die Macht an das Volk zurückgegeben wer-
den, sodass dieses über seine Zukunft auf 
lokaler Ebene selber entscheiden, Strategien 

entwerfen und Verpflichtungen eingehen 
k a n n ;  a n d e re r s e i t s  mu s s  ma n  d e n 
Gemeinden mehr Entscheidungsbefugnisse 
zugestehen, damit die von der Wählerschaft 
gewünschten Leistungen auch erbracht wer-
den können.

In Mexiko besteht sowohl ein Bedarf als 
auch eine Verpflichtung, der Föderation eine 
gewisse öffentliche Würde zu verleihen. Der 
einzige Weg dahin führt über eine Rückgabe 

von Freiheit und Verantwortung an das Volk, 
das deren gar nie hätte beraubt werden sol-
len. Nur so kann unser Schicksal neu und 
besser aufgebaut werden, nämlich von 
unten nach oben, so wie alles gebaut wird.

IRAK [FORTSETZUNG VON SEITE 4] 

Von den 15 von Bagdad aus verwalteten 
Provinzen haben jene vier mit einer sunni-
tisch-arabischen Mehrheit fast gar kein 
Interesse an Föderalismus gezeigt. Und von 
den neun schiitisch dominierten Provinzen 
haben sich bisher erst die Bürger von Najaf 
und aus dem tiefen Süden als begeisterte 
Föderalisten gezeigt.

Die Verfassung verbietet es außerdem 
Bagdad, einer anderen föderalen Region bei-
zutreten, und um den Status der Provinz 
Kirkuk im Norden streiten sich Kurdistans 
Regionalregierung und die Zentralregierung 
seit langem bitterlich.

Ein zusätzliches Problem für die Be-
fürworter einer gesamtschiitischen Region 
ist der offensichtliche Mangel an Unter-
stützung von Seiten des schiitischen Klerus. 
Im Jahr 2004 verdammte Großayatollah Ali 
al-Sistani die von den USA eingesetzte 
Übergangsregierung mit ihrer aus drei 
Personen bestehenden Präsidentschaft als 

„Kniefall vor konfessionellen und ethnischen 
Trennlinien … der zu der Fragmentierung 
und Spaltung des Iraks führen könnte, so 
Gott bewahre“.

Die Exekutive des irakischen Staates 
besteht aus einem Präsidenten und zwei 
Vize-Präsidenten – traditionellerweise ein 
Schiit, ein sunnitischer Araber sowie ein 
Kurde. Genau dies jedoch ist die – auch von 
Mitgliedern der schiitischen Gemeinschaft – 
so oft hervorgehobene und kritisierte 
Dynamik der Fragmentierung entlang kon-
fessionsgebundener Linien.

Viele sind besorgt, dass Basra den 
Alleingang wählen könnte, und zwar aus 
dem einen Grund, dass Basra sehr viel mehr 
Öl besitzt als andere Gebiete des Iraks. Der 
Ausdruck „ölreiche Schiiten-Gebiete“ 
bedeutet eigentlich nichts, denn 80 % der 
irakischen Ölreserven liegen in einer ein-
zigen Provinz: in Basra.

Viele Mitglieder des Islamischen Hohen 
Rates des Iraks (Islamic Supreme Council of 
Iraq, ISCI) sprechen einer all-schiitischen 
föderalen Superregion die Vollendung ab für 
den Fall, dass Basra sich für ein Abseitsstehen 
entscheidet.

Zentristisches Nein zu 
Super-Regionen
Eine immer aktiver werdende Mehrheit im 
irakischen Parlament, bestehend aus 
Sunniten wie Schiiten, stellt sich radikalen 
Veränderungen der administrativen Struktur 
südlich von Kurdistan entgegen. Es sind dies 

alles Leute, die mit den Ansichten eines Sadr-
Anhängers,  Sadik al-Hasnawi,  über- 
einstimmen, der die föderale Vision des ISCI 
als „Spaltungs-Projekt“ bezeichnet.

Diese Gruppe möchte eine Grenzziehung 
entlang ethnischer und konfessioneller Züge 
verhindern. Für viele Araber ist formelles 
Sektierertum so politisch inkorrekt wie insti-
tutionalisierter Rassismus. Deswegen wird 
je des  föderale  Programm, das  von 

„Sunnitistan“ oder „Schiitistan“ spricht, als 
Synonym für eine Spaltung des Landes 
betrachtet.

Dieser lockeren Koalition aus „Zentristen“ 
ist es erst gerade vor kurzem gelungen, im 
Parlament ein Gesetz durchzubringen, dass 
sich auf die Rechte bestehender Provinzen 
bezieht und ihnen bedeutsame Autonomie 

gewährt, ohne jedoch Bagdad völlig seiner 
Kompetenzen zu berauben.

Das Gesetz über nicht-föderierte Provin-
zen, das auch einen Passus über das 
Abhalten von Provinzwahlen bis Oktober 
2008 beinhaltet, wurde von Politikern wie 
Bassam al-Sharif von der Shia Fadila Partei 
unterstützt, in Übereinstimmung zu der von 
ihm kürzlich als Notwendigkeit angeprie-
senen Aufgabe, sunnitische Araber vermehrt 
in die Lokalpolitik einzubinden. Das 

gemeinsam von Schiiten und Sunniten 
gestützte Projekt zielt also auf einen funktio-
nierenden Irak ohne die Unvorhersehbarkeit 
neuer föderaler Regionen ab.

Großmächte schalten sich ein
Wie bei allem im heutigen Irak geht es aller-
dings auch hier nicht darum, was die 
Mehrheit im Parlament befindet. Der 
Hauptvertreter einer schiitischen Super-
Region, der ISCI, genießt die Unterstützung 
der USA sowie Irans. Obwohl die Regierung 
Bush der ISCI-Vision eines entlang eth-
nischen und konfessionellen Rissen 
aufgeteilten Iraks bisher noch keine öffent-
liche Zustimmung bekundet hat, bietet sie in 
der Praxis volle Unterstützung für den ISCI 
und macht mit der zentristischen Mehrheit 
im Parlament weiterhin kurzen Prozess. Als 
Zeichen dafür, dass diese Position nicht bloß 
jener der Republikanischen Partei entspricht, 
kann der Demokratische Senator Joseph 
Biden angesehen werden, der das ISCI-
Projekt fast noch stärker unterstützt.

Cheney besucht Irak
Als mögliche Änderung der US-Haltung 
könnte die vermeintliche Druckausübung 
des amerikanischen Vize-Präsidenten Dick 
Cheney angesehen werden, von dem es 
heißt, dass er während einem seiner sel-
tenen Irak-Besuche im März dem ISCI 
suggeriert haben soll, von einen Veto zum 
neuen Provinzgesetz abzusehen. Nur Tage 
später verkündete die irakische Präsi- 
dentschaft, dass das Veto zurückgezogen 
worden sei. Abgesehen davon gibt es jedoch 
nur geringe Anzeichen eines intensivierten 
Dialoges zwischen Washington und jenen 
A k t e u r e n ,  d i e  I r a k s  z e n t r i s t i s c h e 
Parlamentsmehrheit repräsentieren, näm-
lich die Sadristen, die Fadila-Partei, 
unabhängige S chii ten,  sunnit is che 
Islamisten und säkulare Politiker.

Bis so ein Engagement eintritt und Iraks 
föderale Frage einen Abschluss erfährt,  
bleibt das Potential chronischer Instabilität 
innerhalb der irakischen föderalen Struktur 
beträchtlich.  
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J e d e s  f ö d e r a l e 

P r o g r a m m ,  d a s 

v o n

„ S u n n i t i s t a n “ 

o d e r 

„ S c h i i t i s t a n “ 

s p r i c h t ,  w i r d  a l s

S y n o n y m  f ü r  e i n e 

S p a l t u n g  d e s 

L a n d e s

b e t r a c h t e t .


